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Gegenwärtig generieren die Bundesländer
nur wenige Prozent ihrer Einnahmen durch
eigene Abgaben. Landeshauptmänner west-
licher Bundesländer wollen eine Steuerau-
tonomie für Länder rasch in Angriff nehmen.
Das erweckt den Eindruck, dass die Frage
der Steuerautonomie zentrales Thema einer
Föderalismusdiskussion sei. Übersehen
wird, dass Steuerhoheit unterschiedlicher
Gebietskörperschaften nicht zwingend mit
Föderalismus verknüpft sein muss. 

So spannend die Steuer-Frage ist, sie
zäumt das Föderalismus-Pferd von hinten
auf. Viel wichtiger und vorab zu klären ist
die Kompetenzfrage, also welche Aufgaben
von Bund, Ländern und Gemeinden zu er-
füllen wären – beurteilt nach ökonomischen,
nicht machtpolitischen Kriterien. Bei einer
Reform des Föderalismus spielen mehrere
Konzepte eine wichtige Rolle. 

Das Subsidiaritätsprinzip fordert, dass öf-
fentliche Leistungen dann auf eine höhere
staatliche Ebene übertragen werden sollen,
wenn die untere Ebene diese nicht bzw. nicht
ef8zient erbringen kann. Die damit verbun-
dene Nähe der Bürger zu Politik und Verwal-
tung erlaubt, auf regionale Präferenzen und
Bedürfnisse besser einzugehen. Allerdings
könnten Größenkostenvorteile durch einheit-
liche Standards und Verbundvorteile unter
Umständen nicht oder nur begrenzt genutzt
werden. 

Konkretisiert wird das Subsidiaritätsprin-
zip durch das Prinzip der 8skalischen Äqui-
valenz: Nutznießer und Kosten- bzw. Finan-
zierungsträger öffentlicher Leistungen sollen
möglichst übereinstimmen. Stimmt dieser
Personenkreis zusätzlich mit dem Kreis der
Entscheidungsträger überein, wäre institu-
tionelle Kongruenz gegeben.

Gemessen an diesen Prinzipien weist
Österreich erhebliche (systemische) Schwä-
chen auf. Eine Föderalismusreform müsste
mit einer Aufgabenreform starten, gefolgt
von eine Ent;echtung intransparenter Finan-
zierungsströme zwischen den Gebietskör-
perschaften. 

Gute Gründe sprechen dafür, große Aus-
gabenbereiche wie Gesundheit (Stichwort
Spitalsplanung) und Bildung auf Bundes-
ebene zu regeln. Aufgaben wie vorschulische
Kinderbetreuung oder Altenp;ege hingegen
auf Gemeinde- bzw. Bezirksebene. Es zeigt
sich, dass es kaum Aufgaben gibt, die öko-
nomisch ef8zient auf Länderebene anzusie-
deln wären. Folglich sollte eine Stärkung
subsektoraler Steuerautonomie auf Gemein-
deebene durch Zuschläge zur Lohn- und Ein-
kommensteuer (keinesfalls geeignet wäre die

KöSt) erfolgen – nachdem der dann neue
„Bundes“-Basistarif kräftig gesenkt worden
war. 

Ob föderaler Wettbewerb („Markt“) die
Leistungsfähigkeit des Staates stärkt, ist aus
theoretischer Sicht nicht eindeutig. Es gibt
empirische Evidenz, dass die Deckung sub-
sektoraler Ausgaben durch eigene subsekto-
rale Einnahmen zu geringeren De8ziten und
Staatsverschuldung führt. Eine Studie mit
dem Ergebnis, Steuerwettbewerb auf Bun-
desländereben würde die Zahl an öffentlich
Beschäftigten um 25 bis 35 Prozent reduzie-
ren und gleichzeitig die Wohlfahrt um ein bis
1,5 Prozent erhöhen, ist allerdings nicht ernst
zu nehmen.

Steuerwettbewerb ist kein Ersatz für einen
Finanzausgleich („Politik“), beide bedingen
einander. Die Heterogenität der Gebietskör-
perschaften macht jedenfalls einen Lasten-,
Leistungs- und Ressourcenausgleich not-
wendig. 

„Die Steuerautonomie für die Länder wird
es wohl nie geben“ – nimmt man den Grund-
satz „Finanzierung folgt Aufgabe“ ernst,
könnte dieses aktuelle Zitat des steirischen
Landeshauptmanns als ungewollte Aussage
über die Aufgabenverteilung Bund-Länder-
Gemeinden verstanden werden.
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